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zogene Unterbringung in einer Trinker­
heilanstalt gemäß § 42 c StGB vom 15. Mai 
1871 oder Einweisung in ein Heim für so­
ziale Betreuung gerhäß § 42 d StGB vom 
15. Mai 1871 endet spätestens zwei Jahre 
nach Inkrafttreten des Strafgesetzbuches.
(2) Eine rechtskräftig durch Gericht ange­
ordnete Einweisung in eine psychiatrische 
Einrichtung gemäß § 42 b StGB vom 15. Mai 
1871 wird nach den gesetzlichen Bestim­
mungen über die Einweisung und Auf­
nahme in psychiatrische Einrichtungen fort­
geführt.
(3) Eine gemäß § 38 StGB vom 15. Mai 1871 
erkannte Polizeiaufsicht wird fortgeführt 
und endet spätestens zwei Jahre nach der 
Entlassung aus dem Strafvollzug.

§4
Änderung der Verordnung 
über Aufenthaltsbeschränkung 
vom 24. August 1961
(1) Die §§ 1, 3 Abs. 2 und § 4 der Verord­
nung vom 24. August 1961 über Aufent­
haltsbeschränkung (GBl. II Nr. 55 S. 343) 
werden mit Inkrafttreten des Strafgesetz­
buches aufgehoben.

Anmerkungen: 1. Die VO vom 24. 8. 1961 
über Aufenthaltsbeschränkung (GBl. II 
Nr. 55 S. 343) lautet nunmehr wie folgt: 
„Auf Grund des Beschlusses der Volks­
kammer der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 11. August 1961 verordnet 
die Regierung der Deutschen Demokrati­
schen Republik:

§1
(außer Kraft)

§ 2
Durch die Aufenthaltsbeschränkung wird 
dem Verurteilten der Aufenthalt an be­
stimmten Orten der Deutschen Demokrati­
schen Republik untersagt. Die Organe der 
Staatsmacht sind auf Grund des Urteils be­
rechtigt, den Verurteilten zum Aufenthalt 
in bestimmten Orten oder Gebieten zu ver­
pflichten. Sie können ihn weiter verpflich­
ten, eine bestimmte Arbeit aufzunehmen.

§3
(1) Auf Verlangen der örtlichen Organe der 
Staatsmacht kann, auch ohne daß die Ver­
letzung eines bestimmten Strafgesetzes vor­
liegt, durch Urteil des Kreisgerichts einer

Person die Beschränkung ihres Aufenthalts 
auferlegt werden, wenn durch ihr Verhal­
ten der Allgemeinheit oder dem einzelnen 
Gefahren entstehen oder die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung bedroht ist. § 2 
dieser Verordnung findet Anwendung.
(2) (außer Kraft)
(3) Die Bestimmungen der Strafprozeßord­
nung finden entsprechende Anwendung:

§4
(außer Kraft)

§5
Das' Eigentum wird durch die Anordnung 
der Aufenthaltsbeschränkung nicht berührt.

§ 6
Durchführungsbestimmungen werden vom 
Minister des Innern und dem Minister der 
Justiz erlassen.

§7
Diese Verordnung tritt am 25. August 1961 
in Kraft.“
2. Vgl. in diesem Zusammenhang auch die 
1. DB vom 24. 8.1961 zur VO über Aufent­
haltsbeschränkung (GBl. II Nr. 55 S. 344). 
Sie lautet:

„§1
örtliche Organe, die das Verlangen nach 
Aufenthaltsbeschränkung gemäß § 3 der 
Verordnung stellen können, sind die ört­
lichen Volksvertretungen und ihre Räte.

§ 2
Die Bestimmungen der Strafprozeßord­
nung, die gemäß § 3 Abs. 3 der Verordnung 
entsprechend Anwendung finden, sind ins­
besondere die Abschnitte über

Verhaftung und vorläufige Festnahme, 
Durchführung der Hauptverhandlung, 
Vollstreckung des Urteils.

§3
Der Haftbefehl wird auf Verlangen des ört­
lichen Organs vom Staatsanwalt bean­
tragt.
Der Staatsanwalt vertritt das Verlangen 
der örtlichen Organe der Staatsmacht in 
der Hauptverhandlung.“

(2) Die Dauer einer rechtskräftig gemäß § 3 
Abs. 2 der Verordnung über Aufenthalts­
beschränkung angeordneten Arbeitserzie-
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